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Wochenblatt der Kommunistischen Partei Deutschlands/Landesbezirk Baden

Jahrgang 3, Nr. 3 tylannbeim , 21. Januar 1948 Preis 15 Pfg . w
Ungeheuerliche Großprovokation entlarvt

Erfundene „Geheimdokumente“ statt Brot / Antidemokratischer Eeldzugm it Fälschungen und plumpem Schwindel
Goebbels ist nicht tot , , schreibt

„Neues Deutschland “ zu den großauf -
gemachten Sensationsmeldungen der
westlich lizenzierten Presse über ein
angebliches „Geheimdokument “ der
KPD , das schon voh weitem alle Spu¬
ren einer gemeinen und verbrecheri¬
schen Fälschung aufweist . Der „Vor¬
wärts “ spricht auf Grund verschiede¬
ner Umstände den Verdacht aus , daß
der erfahrene Nazi - Propagandist Hans
Pritsche , der . wenn auch vorläufig
nur in einem Interniertenlager , bereits
wieder als Redakteur tätig sein darf ,
an der Abfassung dieses Machwerks
beteiligt war , da er über besonders
große , einschlägige Erfahrung verfügt .
Es sei offensichtlich , daß als Vorlage
der berüchtigte Reichstagsbrandplan
Görings gedient habe .

Eine einstimmig angenommene Ent¬
schließung des Parteivorstandes der
SED , der am 14. und 15. Januar tagte ,
unterrichtet die Oeffentlichkeit über
die politischen Hintergründe dieser
unverschämten Provokation und nennt
auch die Fälscher . Die Entschließung

■lautet : f
„Der Parteivorstand der Sozialisti¬

schen Einheitspartei Deutschlands
brandmarkt das vom amerikanisch¬
englischen Geheimdienst produzierte
und in die amerikanisch -britisch li¬
zenzierte Presse lancierte angebliche
„Sabotageprogramm der KPD “ als eine
plumpe Provokation , durch die von
den schweren Anschlägen abgelenkt
werden soll , die gegenwärtig von dem
amerikanisch -britischen Monopolkapi¬
tal und seinen Agenten gegen dasdeut -
sche Volk unternommen werden . Das
ist eine alte Methode der Reaktion , auf
die bereits auf unserem 2 . Parteitag
hingewiesen wurde und vor der wir
ernstlich warnten . Jedes Wort in dem
vorliegenden Schanddokument ist ge¬

fälscht . Der ganze Inhalt enthüllt den
plumpen Schwindel , mit dem die Oefj
äentlichkeit betrogen werden soll .

Wir wußten von diesem Plan und
waren den Fälschern eng auf der Spur .
Wir wissen , daß dieses Schanddokument
fortgesetzt Ergänzt und verändert
wurde und daß zuerst bei Auftauchen
dieses Planes die Militärbehörden
Zweifel Aber die Wirksamkeit einer
solchen Provokation hatten . Erst die
Zuspitzung der Lage durch die Frank¬
furter Beschlüsse und die große Aus¬
wirkung des deutschen VolksKbngresses
haben alle Bedenken beiseite geschoben
und so ist es plötzlich zur Veröffent¬
lichung dieses Bubenstückes gekommen .

Der „Sozialdemokrat “, das Organ
der Schumacher , Neumann , Swolinzky ,
frohlockt und glaubt , mit diesem
Schanddokument die reaktionäre Poli¬
tik Schumachers verschleiern zu kön -
pen . Aber das werden wir ihnen nicht
gestatten . In den westlichen Besat¬
zungsgebieten steigt die Not der werk¬
tätigen Massen , und immer schlimmer
wird der Hunger . Die Arbeiter begin¬
nen , sich durch Streiks gegen diese

Hungerpolitik zu wehren . Sozialdemo¬
kratische , kommunistische und partei¬
lose Arbeiter , vgjeinigt in den Ge¬
werkschaften , greifen zur Selbsthilfe ,
um eine verbesserte Ernährung und
bessere Lohn - und Arbeitsbedingungen
zu erkämpfem Sie sehen das Unglück
vor Augen , das durch die Zerreißung
Deutschlands über das deutsche Volk
gebracht wird . Der Marshall - Plan
bringt ihnen keine Hilfe , sondern uti*
terwirft sie der Diktatur des amerika¬
nischen Monopolkapitals . Die geplante
Währungsreform wird eine einseitige
unsoziale Belastung der Werktätigen ,
Arbeitslosigkeit und gesteigertes Elend
bringen . So können breite Kämpfe der
Arbeiter nicht ausbleiben . Darum wurde
dieses gefälschte Schanddokument ge¬
schaffen , um die Kämpfe der Arbeiter
zu diskreditieren und sie zu verhin¬
dern . Die einzige Kraft , auf die die
Arbeiterschaft bauen kann , ist ihre
Einheit und ihre Verbundenheit mit
allen anderen antifaschistischen und
demokratischen Kräften . An dieser
Kraft werden auch solche Fälscher -
kunststücke scheitern .“

Der geschichtliche Fortschritt
läßt sich nicht aufhalten .
Der Kampf um die Einheit
wird erfolgreich sein .

2. VolkskongreB am 18. März 1948 in Beriin
Einsetzung eines deutschen KonsulUtivrats gefordert — Vorbereitung

einer Volksabstimmung Aber die Einheit Deutschlands

WelteewerkschaftsbuBd
schließt Spalter ans

Einer Meldung der Düsseldorfer
„ Freiheit “ zufolge , ist Leon Jouhaux ,
der Gründer des abgesplitterten
französischen Gewerkschaftsverbandes
„Force Ouvriere ", vom Weltgewerk¬
schaftsbund benachrichtigt worden ,
daß er aus der Mitgliederliste dieser
Organisation gestrichen sei . Zum
neuen Vertreter Frankreichs im Welt¬
gewerkschaftsbund hat die Leitung der
CGT Alain Le Leap ernannt .
Wallace sagt : Marshallplan

Ist Kriegspolitik
Wie DENA berichtet , beeeichnete der

ehemalige amerikanische Handelsmi¬
nister Henry Wallace auf einer Ver¬
sammlung der „Fortschrittlichen Bür¬
ger Amerikas * die Trnman -Doktrin
und den fälschlich als ^ europäisches
Wiederaufbauprogramm bezeichneten
Marshallplan als Kriegspolitik , die
durch das Interesse des Großunter¬
nehmertums diktiert werde . Wallace ,
der als Unabhängiger zu den Präsi - '
dentschaftswahlen in USA kandidiert ,
empfahl unter verschiedenen anderen
Maßnahmen auch die Aufgabe der zum
Kriege hintreibenden Politik und er¬
klärte die Schaffung einer dritten Par¬
tei für notwendig , weil die Regierung
das Programm Roosevelts aufgegeben
hätte . v

1948 : ß - 8 Millionen X
Arbeitslose In USA

Hervorragende amerikanische Wirt¬
schaftswissenschaftler erklären , daß
die wirtschaftliche Aktivität in UäA
zurückgehen wird und ein Großteil
der Bevölkerung sein Einkorqjnen
nicht aufrecht erhalten kann . Im
Jahre 1948 werden die USA 6—8 MilL
Arbeitslose haben , wie der bekannte
Wissenschaftler Robert Nathan vor
Vertretern der amerikanischen Indu¬
strie bekanntgab .

CE. B.) Unter Vorsitz von Dr . Wil¬
helm Külz tagte am 15. Januar der
ständige Ausschuß des Deutschen
Volkskongresses . Er beschloß , den
Deutschen . Volkskongreß in Berlin , der
Hauptstadt Deutschlands , am 18. März
1948, dem 100. Jahrestag der deutschen
Märzrevolution , zu seiner zweiten Ta¬
gung zusammentreten zu lassen . Otto
Grotewohl bezeichnete den 7 . und
8. Januar , an dem die verhängnisvol¬
len Frankfurter Beschlüsse vorgelegt
wurden , als schwarze Tage der deut¬
schen Geschichte . Minister Prof . Dr .
Hermann Kästner sprach über die
Aufgaben , die dem deutschen Volke
heute aus der Erbschaft der unvoll¬
endeten Revolution von 1848 zugefal -

-fen sind . Der ständige Ausschuß des
Volkskongresses nahm eine Resolution
an , in welcher die Frankfurter Be¬
schlüsse als das Ergebnis der Politik
gewisser Kreise bezeichnet werden , die
um jeden Preis ein einheitliches demo¬
kratisches und unabhängiges Deutsch¬
land verhindern wollen . „Jeder wahr¬
haft demokratische Deutsche erblickt
in den Beschlüssen von Frankfurt das
Aufgeben der nationalen Interessen
des deutschen Volkes .“ Demgegenüber
fordert der deutsche Volkskongreß eine
Volksabstimmung über dieEin¬

heit Deutschlands .

„ Er wünscht vom Alliierten Kontroll¬
rat die Einsetzung des schon auf der
Moskauer Außenministerkonferenz vor¬
gesehenen deutschen Konsul¬
tativrates , der die Aufgabe haben
müßte , eine solche Volksabstimmung
vorzubereiten , den Entwurf einer de¬
mokratischen Verfassung vorzulegen
und Bestimmungen zur Durchführung
der Wahlen für eine Nationalversamm¬
lung auszuarbeiten , um die Bildung
einer gesamtdeutschen Regierung zu
ermöglichen .

Angesichts der durch die Frankfur¬
ter Beschlüsse geschaffenen ernsten
Lage beschließt der Ständige Ausschuß
die Einberufung der 2. Tagung des
Volkskongresses für ganz Deutschland
zum 18. März 1948 fiach Berlin .

Der Ständige Ausschuß ruft alle
Deutschen auf , mit imverminderter
Kraft den Kampf für die Einheit
Deutschlands und für einen gerechten
Frieden fortzusetzen .

Alle demokratischen Parteien und
demokratischen Massenorganisationen
werden aufgerufen , aktiv die Vorbe¬
reitungen zum zweiten Volkskongreß
durchzuführen und ihre Delegierten zu
entsenden .“

Oer Kampf um die Einheit ist erfolgreich !
Parteivorstand der SED zur Frankfurter Tagung

Vor einigen Tagen trat in Berlin der
Parteivorstand der SED zusammen und
faßte u. a . einstimmig eine „Entschlie¬
ßung zur Tagung in Frankfurt a . M.“,
in der es heißt :

„Der Parteivorstand der Sozialisti¬
schen Einheitspartei Deutschlands er¬
klärt die in Frankfurt a . M . erteilte
Zustimmung zur Zerreißung Deutsch¬
lands als Preisgabe der nationalen In¬
teressen des deutschen Volkes . Der
Wille des deutschen Volkes ist eindeu¬
tig auf die Einheit Deutschlands ge¬
richtet Dieser Wille ist unbeachtet
beiseite geschoben . Die beschlossene
Zerreißung Deutschlands kann das
deutsche Volk nicht anerkennen , es
wird den Kampf um die Einheit und
den Frieden mit verstärkter Kraft fort¬
setzen .

Der Parteivorstand der Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands fordert
nach wie vor di« Durchführung einer

Volksabstimmung über die Schaffung
der einheitlichen , unteilbaren deut «
sehen Republik , in der den Ländern
die gleichen Rechte einzuräümen sind ,
die sie nach der Weimarer Verfassung
hatten . #

Der Parteivorriand der Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands wendet
sich an die gesamte Partei mit der
Aufforderung , sich im Kampfe für die
Einheit Deutschlands und einen ge¬
rechten Frieden nicht beirren zu lassen
und sich dabei mit allen fortschritt¬
lichen Deutschen zu verbünden . In die¬
sem Kampfe ist die Partei von dem
Bewußtsein durchdrungen , daß die
Spaltungspolitik schließlich scheitern
wird , weil es eine reaktionäre Utopie
ist , das Ergebnis des jahrhundertelan¬
gen Kampfes um die deutsche Einheit
rückgängig zu machen . Der geschicht¬
liche Fortschritt lUt rieh nicht aufhal -
tea . Der Kampf am die Einheit wirl
erfolgreich Mia .“

Lenins Werk lebl !
Von Willy Grimm

Januar 1924 . Die Nachricht kam :
Unfaßbar , betäubend ; das Herz wollte
Stillstehen . Lenin tot ! Nach Marx
selbst der bedeutendste Marxist .
Schöpferisch , unerbittlich konsequent ,der Große der internationalen Arbei¬
terbewegung , ->der in entscheidender
geschichtlicher Stunde das Richtige
und Notwendige tat Ein großes Volk ,
das russische , führte er sicher aus der
Katastrophe des imperialistischen
Weltkrieges , aus Jahrhunderte alter
Knechtschaft feudalistisch -zaristischer
Tyrannei , das neue Joch kapitalisti¬
scher Unterdrückung dabei genau ßo
gründlich zerschlagend als das alte . Die
Oktoberrevolution endete mit dem Sieg
des russischen Volkes und mit Ihr war
die erfolgreiclie Durchbruchsschlacht
des Sozialismus gegen den imperiali¬
stischen Kapitalismus tm Weltmaßstab
geschlagen . Die sozialistische Revolu¬
tion in Rußland leitete eine neue
Epoche der Menschheitsgeschichte ein .
Die Oktoberrevolution ist das Werk Le¬
nins und seineg bolschewistischen
Partei !

Lenin dachte klarer und schärfer als
irgend einer seiner Zeitgenossen . Viele_
hatten vor und mit ihm versucht —
Marxisten wie ihre Gegner — unsere
Geschichtsepoche zu durchdringen und
zu erfassen . Was ihnen versagt blieb ,
gelang der Genialität Lenins . Lenin
legte das Gerippe seiner Epoche bloß ,
zeichnete ihren Inhalt und enthüllte
ihre Entwicklungsgesetze . Den Imperia¬
lismus als letztes Stadium des Kapita¬
lismus erfaßte Lenins messerscharfe
und unbestechliche Analyse als Periode
imperialistischer Kriege und sozialer
Revolution ^ », als Kampf der unterge¬
henden , verfaulenden kapitalistischen
gegen die neugeborenwerdende soziali¬
stische Gesellschaftsordnung . Diese ent¬
wickelte marxistische Erkenntnis gab
die Voraussetzung für zielklare und be¬
wußte Orientierung des sozialistischen
Kampfes in Rußland und der ganzen
Welt ; sie war die Grundlage , daß ohne
zu irren vor und während des ersten
Weltkrieges trotz opportunistisesher und
reformistischerVerfälschung undVerfla -
chung der Theorie und Praxis des So¬
zialismus , die ir*. der Sozialdemokratie
sich ausgebreitet hatten , der Weg des
konsequenten Marxismus erhalten
blieb . Während die sozialdemokrati¬
schen Führer im chauvinistischen
Sumpf des ersten Weltkrieges wateten ,
in Deutschland mit dem Kaiser gingen ,
in Frankreich und England die Ehe mit
dem Imperialismus schlossen und in
Rußland mit der feudalen und kapita¬
listischen Reaktion wechselnde Koali¬
tionen eingingen , entrollte Lenin mäch¬
tiger denn je das Banner des Marxis¬
mus . Seine Partei und Internationale
Anhängerschaft wurden unter seiner
Führung zur bedeutendsten geschichts¬
bildenden Kraft . •

Die sozialistische Oktoberrevolution
in Rußland mußte vieles vernichten
und wegfegen , um Raum zu schaffen
für das Fundament des Neuen . Die
Oktoberrevolution leistete gründliche
Arbeit . In der Geschichte verfügten
Revolutionäre häufig über ein Höchst¬
maß zerstörender Kraft . Lenin 'besaß
Kraft und Fähigkeit über Menschen¬
vermögen zu 4hifbauender zukunftsbil¬
dender Gestaltung . Die Geburt und der
heute unbestrittene Bestand des So¬
wjetstaates sind Zeugnis dafür . Lenin
war der Meister des dialektischen Ma¬
terialismus , den er für seine Zeit zur
Vollendung entwickelte . In ihm besaß
er die Waffe , die ihm souveräne Ueber -
legenheit auf allen Gebieten gab , ganz
gleich , ob es sich um den theoretischen
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Bereich der Erkenntniskritik der poli¬
tischen Oekonomle oder des Staates
handelte . Theorie und Praxis waren
ihm untrennbare Einheit . Deshalb war
er nicht nur der große Theoretiker ,
sondern auch der große Revolutionär .
Er verkörperte als Höchstform den Typ
des Menschen , wie ihn die Unterdrück¬
ten und die Menschheit in Jahrtausen¬
den ihrer Geschichte nur selten hatten .

Heute ist es müßig , im einzelnen
Lenins Taten und Lenins Größe zu be¬
schreiben . Die '

Schöpfung Lenins hat
die geschichtliche Bewährungsprobe
bestanden . Riesengroß ist aufgegangen ,
was er als Samen in die Erde legte .
Die Sowjetunion war in keiner Zeit¬
periode zu erschüttern . Die Saat war
gesund , von natürlicher Kraft und ist
unaufhaltsam gewachsen , ungeachtet
und trotz der Stürme , die tobten . Lenin
zeigte in Wort und Tat der leidenden
Menschheit Weg und Ziel . Daß er es

nicht umsonst getan hat , dafür zeugt
heute die Tatsache , daß es keinen Win¬
kel auf der Erde gibt , wo nicht Men¬
schen vorhanden wären , die vom Sozia¬
lismus erfüllt in ihm die Rettung aus
imperialistischer Knechtschaft sehen
und an ihn die Hoffnung auf eine Zu¬
kunft der Menschheit in Freineit und
Frieden knüpfen und aktiv im Kampfe
stehen .

WeitereKürzung der Hungerrationen unmöglich
Einmütiger Wille aller Beschäftigten - Versprechungen lösen die Krise nicht

Pg . Nr . 8369959
ist eine maßgebende Persönlichkeit
des Mannheimer öffentlichen und

i politischen Lebens .

(Beachten Sie weitere Nachrichten an
gleicher Stelle ).

lieber die Zonengrenzen : Volksbewegung für
Einheit und gerechten Frieden

Volkskoqgreß in Bremen — lieber 1000 Delegierte aller Volksschichten
und politischen -Richtungen

Dio große Volksbewegung für Ein¬
heit und geiecnien meuea wächst
ständig . Unter Teilnahme von über luuo
Delegierten aus den Landein der Hi-

. zone und Gästen aus der Ostzone trat
am 17 . und lg . Januar m Bremen der
erste Volkskongreß im Westen zusam¬
men . Otto Grotewohl , SED , Otto
Nuichke , CDU, Minister Prof . Dr .
Kästner , LDP , hielten die Haupt¬
referate . ln der lebhaften und vielsei¬
tigen Diskussion lösten sich Männer
und Frauen aller Parteirichtungen , An¬
gehörige der verschiedensten Organi¬
sationen , Professoren und Künstler ,Betriebsräte und Hauern . Politiker und
Wirtschaftler auf der Rednertribüne ab .

Von den 1037 Delegierten waren 107
Vertreter überparteilicher Organisatio¬
nen , viele Delegationen aus den Be¬
trieben , insbesondere des Ruhrgebiets ,
und Angehörige der CDU , des Zen¬
trums , der SPD , SED, KPD , SDP und
LDP . Das Leitmotiv der Tagung , das
immer wieder zum Ausdruck kam , lau¬
tete in kurzer Fassung : . Das ganze
Deutschland soll es sein .“

In einer Entschließung über die Si¬
cherung der Ernährung sprach der
Bremer Volkskongreß die Auffassung
aus , daß die Ursachen des Zusammen¬
bruchs der Versorgung in den West¬
zonen , die bizonale - Ernährungspolitik
und die bisher sabotierte demokrati¬
sche Bodenreform sind . Er verlangte
die Abschaffung des bizoaalen Eraäh -
rungsamtes Schlange - Schöningens und
die Errichtung einer zentralen , demo¬
kratischen Ernährungsverwaltung , ge¬
bildet aus den besten Fachleuten der
demokratischen Parteien , die wirkliche
Beseitigung des Reichsnährstandes und
die verantwortliche Einbeziehung von
Gewerkschaftsvertretern in alle Stufen
der Verwaltung .

Einstimmig wurde ein Manifest an¬
genommen , in dem es heißt :

„Ein einiges demokratisches Deutsch¬
land steht über allen Einzel - und Par¬
teiinteressen . Aus dem eindeutigen
Willen des deutschen Volkes ist die
Bewegung des Volkskongresses für die

EinL 1t Deutschlands und einen ge¬
rechten Frieden entstanden . Vereint
durch die Sorge um die Zukunft
Deutschlands befunden wir aus freiem
Entschluß : 1. Wir bekennen uns zu
dem Grundsatz der ungeteilten demo¬
kratischen deutschen Republik , zu
Frieden und Völkerverständigung . 2.Wir
wollen einen baldigen und gerechten
Frieden , der dem deutschen Vqjke die
Möglichkeit zur Erfüllung seiner Ver¬
pflichtungen und zur Gestaltung sei¬
nes eigenen Lebens gibt . 3. Die wirt¬
schaftliche Gesundung ist erst dann
möglich , wenn die Zonenschranken be¬
seitigt sind und Deutschland wieder
eine politische , wirtschaftliche und
kulturelle Einheit darstellt . 4. Eine
Idee — allen Parteigegensätzen zum
Trotz — gibt es , die von allen wirk¬
lichen Deutschen voll und ganz unter¬
stützt wird : Die Idee eines eiltenDeutschlands . Die persönliche Freineit
und die demokratische Gestaltung des
Staates , findet ihren tiefsten Ausdruck
in dem Prinzip des Volksbegehrens
und Volksentscheids .

In dem Manifest werden dann die
Beschlüsse des ständigen Ausschusses
des deutschen Volkskongresses vom
13. Januar 1948 begrüßt , den Kampf
um die Einheit bis zu seiner erfolg¬
reichen Beendigung durchzuführen
und eine zweite Tagung des Volks¬
kongresses von ganz Deutschland
am 18. März 19“8 nach Berlin einzu¬
berufen . Abschließend heißt es : „Die
Januar 1948 in . Bremen versammelten
auf dem Volkskongreß am 17 . und 18.
Vertreter aller Parteirichtungen und
Weltanschauungen wenden sich an alle
Deutschen . Sie erklären , daß sie sich
durch nichts , auch nicht durch die
Drohung einiger Parteiführer , von den
zu Recht bestehenden Forderungen
nach einem gerechten Frieden und
für die Erneuerung Deutschlands ab¬
bringen lassen . Sie hoffen und » er¬
warten , daß sich alle offen für diese
wahren deutschen Ziele bekennen und
den Kampf des deutschen Volkskon¬
gresses für Einheit und gerechten Frie¬
den unterstützen ."

Die katastrophale Lage der Ernäh¬
rung hat in den letzten Wochen einen
Höhepunkt erreicht , der zu schlimm¬
sten Befürchtungen für die weitere
Entwicklung Veranlassung gibt . Die
Zulagekartenempfänger , die « eit Jahr
und Tag von morgens bis abends
schwerste Arbeit verantwortlich lei¬
sten , wurden in den letzten Wochen
wiederholt vom Abbau Ihrer sauer
verdienten Zulagen bedroht . Die Un¬
ruhe in den Betrieben hat alle Be¬
schäftigten erfaßt , weil sie mit Recht
befürchten, * wieder einmal die Suppe
für eine unfähige Emährungsbürokra -
tie auslöffeln zu sollen . In allen Be¬
trieben besteht der einmütige Wille‘aller Beschäftigten , sich die heutigen
Hungerrationen unter keinen Umstän¬
den mehr kürzen zu lassen , da sie
schon bei dem heutigen Stande nur
noch ausreichen , um mühselig vegetie¬
ren zu können .

Wenn die Arbeitsniederlegungen ln
unserem Bezirk bisher keine größeren
Ausmaße angenommen haben , so ist
das der unermüdlichen Arbeit der Ge¬
werkschaften bei Abwehr von Angrif¬
fen auf die Hungerrationen zuzuschrei¬
ben . .Sollte jedoch die Bürokratie nicht -
gelernt haben und wiederum ver¬
suchen , auf Kosten «der Arbeiter ihre
Abbauabsichten zu verwirklichen , so
würde das zweifellos bei der gegen¬
wärtig gespannten Lage zu Konflikten
erster Ordnung führen .

Es besteht eine ungeheure Ver¬
trauenskrise zwischen der werktätigen
Bevölkerung und dem bürokratischen
Apparat von Staat und Kommune .
Diese Krise Kann nicht durch Ver¬
sprechungen irgendwelcher Art , son¬
dern nur durch Schaffung neuer Tat¬
sachen , die die Lage der Arbeitenden
verbessern , gelöst werden . Solche Ver¬
besserungen sind auch gegenwärtig
durchaus möglich , wenn nicht starr' nach vorgefaßten Schemen verwaltet ,
sondern das wirkliche Leben als Aus¬
gangspunkt der Verwaltungstätigkeit
betrachtet wird .

Wem sich alle Kreise ' darüber klar
sind , daß nur durch Mehrproduktion
eine Verbesserung des Gesamtlebens¬
standards erreicht werden kann , so
müssen solche Maßnahmen getroffen
werden , die geeignet sind ; die Arbeits¬
kraft und den Leistungswillen der
Schaffenden zu erhalten und fortzuent¬
wickeln . Wir haben deswegen schon
seit Jahr und Tag die Betriebsküchen¬
verpflegung gefördert , um dem arbei¬
tenden Menschen ein warmes Essen zu
garantieren . Unsere Bestrebungen fan¬
den bei den Behörden wenig Wider¬
hall , wurden doch die Betriebsküchen
bisher mehr als stiefmütterlich behan¬
delt Die Bedeutung der Werkküche * -
Verpflegung kann am besten dadurch
ermessen werden , daß selbst Kranke
und Urlauber in die Betriebe kommen ,
um in den Genuß einer warmen Mahl¬
zeit zu gelangen . Diese Verpflegung
hat außerdem leistungssteigemd ge¬
wirkt , so daß in den Mannheimer Be¬
trieben mit einer Produktion von 60
bis 70 Prozent ein Höchstmaß an Lei¬
stung und guten Willen erreicht ist

Die Zulagen , die in Baden ausge¬
geben werden , betragen nur 6,7 Prozent

der zur Verteilung kommenden Ge¬
samtlebensmitteimengen . Ausgerechnet
auf diese Zulagen und auf deren ge¬
ringsten Teil , nämlich die Zulagen für
Betriebsküchen , hat sich nun die Er¬
nährungsbürokratie in Württemberg -
Baden gestürzt , um sie den Arbeitern
zu entreißen , in der Hoffnung , dann
ihren Bankrott nicht eingestehen zu
müssen .

Die Arbeiterschaft fordert immer
stürmischer Ausschüsse aus ihren Rei¬
hen , die eine vollständige Erfassung
aller vorhandenen Nahrungsmittel und
Bedarfsgegenstände und deren ge¬
rechte Verteilung kontrollieren und
garantieren . Dies wäre ein Schritt zum
Abbau der ungeheuerlichen Ver¬
trauenskrise . in welcher unser Land
gegenwärtig lebt ; weil die Massen dar¬
aus ersehen könnten , daß eine Bresche
in die Diktatur der Ministerialbüro -
kratie geschlagen wäre .

Durch den Widerstand der Werk¬
tätigen sind die Anschläge auf ihre
Lebenshaltung noch einmal zurückge¬
wiesen worden . In den nächsten Tagen
entscheidet es sich , ob die herrschen¬
den Bürokraten aus den Vorgängen ge¬
lernt haben und gewillt sind , eine Er¬
nährungspolitik zu verfolgen , die die
Lebenshaltung der Schaffenden so ver¬
bessert , daß eine Produktionssteige¬
rung erst ermöglicht wird . Wenn dai
geschieht ist ein Aufstieg aus dem
Chaos möglich . Wenn jedoch der bis¬
herige Weg weiter beschritten wird , so
werden die Abwehrkämpfe der schaf¬
fenden Bevölkerung solchen Umfang
annehmen , wie sie heute im Ruhrge¬
biet in groben Umrissen ersichtlich '
sind . Daran können nur jene zwei¬
feln , die von der Stimmung der ar¬
beitenden Massen keine blasse Ahnung
haben .

Es wird in Arbeiterkreisen um die
Ursachen der Ernährungskrise viel dis¬
kutiert Jedermann weiß , daß die Er¬
nährung ohne gründliche Bodenreform ^
und Entmachtung des Großgrundbesit¬
zes nicht gesichert werden kann . Es
ist aber auch bekannt , daß Nahrungs¬
und Bedarfsmittel in großem Umfange
gehortet werden und damit die Waren -
besitzer zum wirklichen Herrn in un¬
serem Lande geworden sind . Die wirt¬
schaftlichen und politischen Hinter¬
gründe der gegenwärtigen Ernährungs¬
katastrophe bei uns sind ein Teil in¬
ternationaler Spannungen , um die
Schaffenden für bestimmte politische
Ziele gefügig zu machen .

Ob das werktätige Volk seinen Le¬
bensstandard halten und verbessern
kann , hängt davon ab , ob es einheit¬
lich und geschlossen gewillt Ist , sein
Recht auf Leben geltend zu machen .
Die kommenden Monate werden mit¬
entscheidend darüber sein , wie die
Lasten des verlorenen Krieges verteilt
werden sollen . Auf den Schultern der
Arbeiter und Angestellten Hegt heute
bereits eine so schwere Last , daß sie
nicht mehr erhöht werden kann . Dies
mögen alle bedenken , die heute damit
spielen , neue Belastungsproben zu
machen . Nicht Abbau der gegenwär¬
tigen Lebensmittelrationen , sondern
Aufbau und Verbesserung des Lebens¬
standards ist der Ausweg aus Hunger
und Kriese . Paul Schreck , MdL .

Vor 24 Jahren , am 21. Januar 1924 ,verstarb Wladimir Iljitsch Lenin , der
Begründer des Sowjetstaates , der Theo¬
retiker und Praktiker der revolutionä¬
ren Arbeiterbewegung .

Lenin und MacDonald
• Eine Erinnerung

Mit der Nachricht von Lenins Tod
ging im Januar 1924 eine andere Mel¬
dung durch die Presse . In England war
unter der Führung Ramsey MacDonalds
die erste Laböur -Kegierung gebildetworden . Der Vergleich zwischen Lenin
und MaeDonaid lag nahe . Im jahrhun¬
dertealten Wechselspiel zwischen den
Konservativen und Liberalen in Eng¬
land war die Labour -Party durch einen
Wahlsieg an die Macht gekommen . Die
Labour -Party stellte den Prototyp der
reformistischen sozialistischen Parteien
in Europa dar . Nach ihrer Lehre war
nun der große historische Augenblick
ihres politischen und geschichtlichen
Wirkens gekommen . Nun — so dachten
die ehrlichen sozialdemokratischen Be¬
urteiler dieses Vorganges ln den euro¬
päischen Ländern — findet im Gegen¬
satz zu Lenin der als demokratisch

bezeichnete Weg zur Errichtung des
Sozialismus in England seine Verwirk¬
lichung .

In rückschauender Betrachtung ist es
heute leicht festzustellen , daß dieser
Glaube ein Irrtum gewesen ist , denn
noch vor Ende des Jahres 1924 trat der
konservative Baldwin die Nachfolge¬
schaft von MacDonald an . MacDonald
war später noch Minister in einem Ka -
binett ^ nationaler Kgnzentration " . Die
erste Labour -Regierüng aber hat in
England keine von ihren Vorgängern
unterschiedliche Spuren in der engli¬
schen Geschichte hinterlassen , von so¬
zialistischen gar nicht zu reden .

Heute ist es immerhin aufschlußreich
sich zu erianem , was 'damals sozial¬
demokratische Leitartikler in Deutsch¬
land über Lenin und MacDonald schrie¬
ben . Da war nicht weniger zu lesen als :
Lenin ist tot . Sein Name wird bald
vergessen , sein Werk längst in Rauch
und Asche verweht sein , aber der Name
MacDonald wird dann ln ehernen Let¬
tern in das Buch der Geschichte einge¬
prägt sein ; dann wird MacDonald als
leuchtender Stern am Himmel des So¬
zialismus stehen .

Es war nur ein Urteil der Tages¬
journalistik . Die Geschichte hat sich in
ihrem Urteil nicht darnach gerichtet .

Heute steht Lenins Bild fest . Haß und
Gunst können es nicht mehr verrück 'en .
Er ist der Bahnbrecher einer neuen
Geschichtsepoche und ihr Gestalter .
MacDonald aber ? Einer von vielen ;
und wer weiß heute noch in der Welt
und selbst im Lager des Sozialismus
von ihm . Manchmal werden Prophe¬
zeiungen unfreiwillig im umgekehr¬
ten Sinne wahr . Wer wollte es bei
Lenin und MacDonald bestreiten ?

Willy Grimm

Lenin über den demokratischen Kampf
der Arbeiterklasse

„Es wäre ein großer Irrtum , zu glau¬
ben , daß der Kampf um die Demokratie
Imstande wäre , das Proletariat von der
sozialistischen Revolution abzulenken ,
oder auch nur diese Revolution in den
Hintergrund zu schieben . Im Gegenteil ,
Bo wie der siegreiche Sozialismus , der
nicht die vollständige Demokratie ver¬
wirklicht , unmöglich ist , so kann das
Proletariat , das keinen ällseitige » kon¬
sequenten , revolutionären Kampf um die
Demokratie führt , sich nicht zum Siege
über die Bourgeoisie vorbereiten . ' •

. . . „Der ist kein Sozialdemokrat , der
ln der Tat vergißt , daß die Kommunisten
Jede revolutionäre Bewegung unter¬
stützen , daß wir daher verpflichtet sind ,
vor dem ganzen Volk die allgemein -
demokratischen Aufgaben auseinanderzu¬
setzen und zu betonen , ohne auch nur
einen Augenblick lang unsere soziali¬
stische Ueberzeugung zu verbergen . Der
ist kein Sozialdemokrat , der ln der Tat
seine Pflicht vergißt , allen voranzugehen
ln der Formulierung , Zuspitzung und Lö¬
sung Jeder allgemein - demokrattsenen
Frage ."

LENIN
LIEBKNECHT
LUXEMBURG

Gedächtnisfeier
Montag, den 26. Januar 1948,18 Uhr

im Rosengarten, Mannheim
Karten erhältlich in allen Ortsgruppe ]»
der KPD . Preis RM 2,—.

#
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Streik der Angestellten
Wie DPD meldet , hat die Deutsche

Angestelltengewerkschaft (DAG ) be¬
schlossen , einen Streik sämtlicher An¬
gestellten in der britischen Zone vor¬
zubereiten und davon die Militärregie¬
rung unterrichtet . Mit den Angestell¬
tengewerkschaften in der amerikani¬
schen Zone wurde vereinbart , auch im
amerikanischen Besatzungsgebiet einen
Angestelltenstreik durchzuf ühren . Die
Vorbereitungen zu dem allgemeinen
Angestelltenstreik wurden getroffen
auf Grund zahlreicher Proteststreiks
und Streikaufforderungen der Ortsver¬
bände der Angestellten , weil die für
den Monat Januar zugesagte JBe-
schäftigtenkarte “ nicht herausgegeben
wurde .

Gemogelt wurde doch !
Die Kürzung der Arbeitszulagen für

die . 110. Periode hatte zu einer großen
Empörung der Betriebsarbeiter ge¬
führt , welche sich in verschiedenen
Arbeitsniederlegungen Luft, - machte .
Der Oberbürgermeister und die Be¬
hörde » beeilten sich zu erklären , daß
die Kürzungen der Zulagen wieder
rückgängig gemacht werden . Dies ist
in der Zwischenzeit auch geschehen, —
aber wie ! „Zusätzliche “ Zusatzkarten
wurden ausgegeben . Soweit scheint also
alles in bester Ordnung zu sein , wenn
man bei dieser Gelegenheit nicht doch
ein klein wenig gemogelt hätte . Bei
der Schwerarbeiterzulpge fehlen , alles
zusammengerechnet , 23 Gramm Fett
und 50 Gramm Fleisch . Bel der Nor¬
malarbeiterkarte 5 Gramm Fett und
50 Gramm Brot . Wenn man dies in
Jeder Periode so macht , dann erreicht
man letzten Endes das vorgehabte
Ziel , die radikale Kürzung der Zu¬
sätze , doch . Falls die Betriebsarbeiter
es sich gefallen lassen .

Arbeiter und Bauern
müssen zusammenstehen
ln der von mehr als 450 Mitgliedern

besuchten Generalversammlung des
Obst - und Weinbauvereines , Bezirk
Weinheim , führte ein Diskussionsred¬
ner unter großem Beifall der anwe¬
senden Bauern aus , daß die Bauern
mit den Industriearbeitern und Ange¬
stellten Zusammenarbeiten müssen zur
Aenderung und Besserung der Ver¬
hältnisse . Notwendig ist der gemein¬
same Kampf für die Beseitigung des
Schwarzhandels und der Kompensa¬
tionsgeschäfte . Mitwirkung und Mitbe¬
stimmung der Arbeiter in den Betrie¬
ben , Lieferung der Industrieprodukte
an die Bauern zu normalen Preisen
und nicht , wie bisher im Schwarzhan¬
del , zu Wucherpreisen . Notwendig ist

auch eine Verbesserung der Preise für
landwirtschaftliche Produkte auf Ko¬
sten des Zwischenhandels und 1m Be¬
zug auf die Ablieferung müsse ein be¬
stimmtes Soll aufgestellt werden . Was
darüber hinausgeht , muß den Bauern
zur freien Verfügung bleiben . Der Orts¬
beauftragte von Großsachsen betonte
ebenfalls , daß die Bauern gerne mit
den Gewerkschaften Zusammenarbei¬
ten wollten .

Es ist zu hoffen , daß die Erkenntnis
von der Notwendigkeit der Zusam¬
menarbeit zwischen Arbeiter und
Bauern sich in allen Städten und Dör¬
fern Bahn bricht .

Achtung ! Zur
Bauernbonferenz in Stuttgart
um 14. Februar , morgens V Uhr, müssen
die Ortsgruppen die Namen der Teil¬
nehmer Ms spätestens Bide Januar
beim Bezirksvorstand melden .

KPD , Landesbezirksvonstand Baden
Abt . Ernährung und LandWirtschaft.
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KPD zur Oberbärgermeisterwahlin Mannheim
Der Kreisvorstand Mannheim der KPD hat in einer gemeinsamen -

Sitzung mit der Mannheimer Stadtratsfraktion und dem Sekretariat
des Landesbezirksvorstandes Baden nach eingehender Beratung be¬
schlossen , die Mitglieder , Anhänger und Wähler der Kommunistischen
Partei aufzufordem , ihre Stimme bei der kommenden Bürgermeister¬
wahl am 1. Februar 1948 dem Kandidaten Dr . Cahn - Gamier zu geben .
Entscheidend für diesen Beschluß war die Tatsache , daß es gelungen
war , in Verhandlungen mit dem Barteivorstand der SPD Ueberein -
stimmung über wesentliche Punkte einer künftigen Kommunal¬
politik zu erzielen .

In unserer nächsten Nummer werden wi r noch eingehend dazu Stellung nehmen

Ostzone
hSlt keine Waggonä zurüeB

Entgegen vielfacher Behauptungen
westlich orientierter Zeitungen , daß!
die westdeutsche Transportkrise durchWaggonzur . ckhal tung -en der Ostzone )
verursacht worden sei , zeigt jetzt deisAbschluß eines Abkommens , wo di»wahren Ursachen der Krise zu suche ®sind . Wie aus einer ZAZ -Meldung her -*
vorgeht , war der Waggon -Mangeldurch Waggonzuteilung des mittel »
europäischen WaggonverteUungsamteg
an Oesterreich , Italien , Belgien *Luxemburg , Holland , Tschechoslowa¬
kei und die französische Zcm$
Deutschlands entstanden .

Mitbestimmnngsrecht so oder so
Der Gesetzentwurf des württembergisch -badisehen Arbeitsministers

and der Gewerkschaftsentwurf — Mitbestimmung - nicht „Mitwirkung “

Der Kampf um das Mitbestimmungsrecht wird sich nie trennen lassen vom
Kapipf um die elementarsten Lebensinteressen der arbeitenden Bevölkerung .
Das Betriebsrfitegesetz aus dem Jahre 1920 gab der Arbeiterschaft kein Recht ,
über die eigentliche Produktion und ihre Verwendung ein ernstes Wort mit¬
zureden . Das Kontrollratsgesetz Nr . 14 und die Aqjikel 22 und 23 der würt -
tembergisch -badischen Verfassung geben das Versprechen zur Mitwirkung .
Derartige Zugeständnisse zu realisieren oder zu beschränken , darüber ent¬
scheiden letzten Endes die Krane , die mit mehr oder weniger Gewalt sich
für das eine oder andere einsetzen . Ueber zwei Jahre tobt nun bereits der
Kampf um die positive Anteilnahme der Betriebsräte und Gewerkschaften
an der demokratischen ^ feugestaltung der Wirtschaft Mit der zunehmen¬
den Erstarkung reaktionärer Wirtschaftskreise in den westlichen Zonen
müssen wir auch einen zunehmenden Angriff auf die Rechte der Betriebs¬
räte und Gewerkschaften feststeilen . Soweit Betriebsvereinbarungen be¬
ateben , sucht man diese zu beschneiden , wo sie von den Arbeitern gefordert
werden , hinauszuschieben mit dem Hinweis auf die im Parlament zu er¬
wartende gesetzliche Regelung .

Der vom württembergisch -badisehen Ministerrat dem Arbeitsminister zu¬
rückgewiesene Entwurf und ein vom Bundesvorstand ausgearbeiteter liegen
nun den Gewerkschaftlern Württemberg -Badens vor . Beide Entwürfe zwin¬
gen zur Einsicht und zum Vergleich , für ein Mitbestimmungsrecht s<J oder so !

Entwurf (I)
über das Mitbestimmungsrecht der Be¬
triebsräte . . . . . auf Grund der Ar¬
tikel 22 und 23 der Verfassung .

L Grundsatz
8 1. Der nach den gesetzlichen Be¬

stimmungen gewählte Betriebsrat ist
berechtigt und verpflichtet , ln «Men be¬
ruflichen , wirtschactiicUeu und sozialen
Fragen gleichberechtigt in der Leitung
des Betriebes mitzuwiraen und mitzu¬
bestimmen .

II. Sozialpolitische Rechte
8 4. Personalveränderungen , Einstel¬

lungen , Entlassungen , Versetzungen ,
Eingruppierungen und Beförderungen
Jeglicher Art bedürfen in jedem Fall
der Zustimmung des Betriebsrates .

(2) Einsichtnahme in die Personal¬
akte durch den vom Betriebsrat be¬
stimmten Sachbearbeiter .

f 5. Mitbestimmung beim Abschluß
von Lehrverträgen und bei der Be¬
stellung der Lehrmeister und des son¬
stigen Ausbildungspersonals .

| 0. Die geltenden Tarif Verträge sind
in Uebereinsümmung mit dem Be¬
triebsrat und den zuständigen Cewerk -
schaften anzuwenden . Aenderungen
der Arbeitsmethode » können nur
unter Mitwirkung und Zustimmung
des BR . zustande kommen .

(2) Bel der Wertung der Leistungen
Ist der Grundsatz : Gleicher Lohn für
gleiche Leistung in gleicher Arbeit ,
maßgebend .

ILL Wirtschaftzpolitisehe Rechte
8 9 (1) i >ie Mitbestimmung in der

Verwaltung des Betriebes erstreckt
sich auf :

die Produktionsplanung , die Kalku¬
lation und Preisgestaltung , die Roh¬
stoffbeschaffung , die Produktion und
Absatzregelung , usw ., usf .

(2) Der Betriebsrat ist verpflichtet ,
eine laufende Kontrolle zur Verhin¬
derung jeder Rüstungsproduktion
durchzuführen .

8 10 behandelt die Erfüllung obiger
Aufgaben durch Verpflichtungen der
Betriebsleitung .

Entwurf (IQ
über die Beteiligung der Arbeitneh¬
mer an der Verwaltung und Gestal¬
tung der Betriebe in der Privatwirt¬
schaft .

— L Grundsatz
§ L Zum Schutze der beruflichen

Interessen der Arbeitnehmer sowie
zur Erreichung einer sozialen Betriebs¬
ordnung sollen die Betriebsräte in
allen sozialen Fragen sowie an der
wirtschaftlichen Verwaltung und -Ge¬
staltung der Betriebe mitwirken und
in dem vom Gesetz vorgesehenen Um¬
fang mitbestimmen .

II . Soziale Aufgaben
8 4. Einstellungen , Versetzungen , Ein¬

gruppierungen und Beförderungen be¬
dürfen der vorherigen Zustimmung der
Betriebsräte .

(3) Ausgenommen von dieser Rege¬
lung sind die Vorstandsmitglieder und
gesetzlichen Vertreter von juristischen .
Personen . Der Arbeitgeber ist jedoch
verpflichtet den BR . gutachtlich vorher
zu hören . ( !)

S 5. Bei der Ausbildung und Schu¬
lung der Lehrlinge , Anlernlinge , Prak¬
tikanten und Umschüler hat der BR.
mitzuwirken .

(yölliges Fehlen einer Einflußnahme
auf den Lehrkörper ! !)

S 8 und 7 behandelt lediglich die
gleichberechtigte Mitwirkung des BR.
bei allen sozialen Betreuungen der
Arbeiter in den Betrieben . (Kein
Eingehen auf das Prinzip : gleicher
Lohn für gleiche Arbeit ).

IV . Wirtschaftliche Aufgaben
8 9 (1). Der BR. hat das Recht .

mitzuwirken oder gleichberechtigt mit¬
zubestimmen . (3) Zu den Gegenstän¬
den , über die er zu unterrichten und
zur Mitwirkung zuzuziehen ist , ge¬
hören insbesondere :

die Produktionsplanung , die Kalku¬
lation und Preisgestaltung usw . usf .

8 10 behandelt dasselbe wie neben¬
stehend mit der Ausnahme , daß die
Jahresbilanz statt nach 3 spätestens 6
Monate nach JahrSbchluß vorgelegt
werden muß .

Ueber die in beitt ?n Entwürfen noch behandelten Fragen , wie Pflichten
des Betriebsrates , vertragliche Abmachungen , Wirtschaftsgericht , Regelung
von Streitigkeiten , Ergänzungsbestimmungen , darauf einzugehen erübrigt
sich . Die Gegenüberstellung dieser beiden Entwürfe verpflichtet jeden
denkenden Arbeiter und Angestellten , jeden fortschrittlichen Gewerkschaft¬
ler , für die klar umrissene und eindeutige Formulierung , wie sie in dem Ent¬
wurf des Arbeitsministers zum Ausdruck kommt , für ein wirkliches Mit¬
bestimmungsrecht . Beide Entwürfe stehen in den Gewerkschaftskreisen zur
Diskussion . Wie wir erfahren , hat eine Vorstandssitzung des ADGB Mann¬
heim einstimmig den Ersatz der Mitbestimmung durch eine sogenannte „Mit¬
wirkung “ abgeiehnt . In den Betrieben wird bei der Diskussion über diese
Entwürfe am ehesten die Durchsetzung der Mitbestimmung durch Verein¬
barungen von Betriebsabkommen «eine Geltung erhalten . Nicht zuletzt sind
es die in den Betrieben durch de ® Willen der Arbeiter selbst geschaffenen
Verhältnisse , die die gesetzliche Formulierung .der zu erwartenden Para¬
graphen und Ausführungsbestimmungen entscheidend bestimmen . XY .

Meinungsfreiheit im Westelk
(Eig . Bericht ) . Die überparteiliche

„Berliner Zeitung “ berichtete in ihrem
heutigen Leitartikel „Spiegelbild der
Freiheit “ über ein Interview mit
einem Regierungs Vizepräsidenten in
Aachen (dessen Name das .Blatt ver¬
schweigt ) : „Meine Ansicht z» London ?
Im Vertrauen gesagt , denke ich , daß
Molotow die deutschen Interessen am
besten vertritt .“ Als der Journalist -
dies schrieb , fuhr der Herr Präsident
dazwischen : „Um Gottes Willen , setzen
Sie das nicht in die Zeitung , ich bin
ja dann ein toter . Mann !“ Das sagte
er wirklich und gab dann schleunigst
eine genau entgegengesetzt lautende
Erklärung für die Presse ab .

Getreide für England
Auf Grund des in Moskau Unter¬

zeichneten britischen Sowjet -Handels¬
abkommens erhält England , wie Mai *.
chester -Guardian erklärt , in den näch¬
sten 8 Monaten mehr Getreide aus der
Sowjet -Union , als es 1947 aus des
gesamten westlichen Hemisphäre ein¬
führen konnte . Dabei stelle dieses
Abkommen nur einen Anfang dar ,denn wettere Verhandlungen sind be¬
reits in Bälde vorgesehen . Das Ab¬
kommen versetzt England in die Lage ,sich gegen die Wallstreet -Pläne zur
Wehr zu setzen . Hier wurde ein Weg
betreten , der im Gegensatz zu sämt¬
lichen Marshall -Plänen für beide
Länder eine wirkliche Hilfe ohne poli¬
tische Bindungen bedeutet .

Kleingfirtnern gekündigt
Tor 8 Jahren haben sich Betriebs¬

angehörige der Firma Hutchinson
Mannheim zwischen Hansastraße und
Blindenheim Kleingärten angelegt .
Viel Arbeit und Mühe war notwer # ig
gewesen , um das steinige und verwil¬
derte Ge !#nde ln fruchtbaren Garten¬
boden umzuwandeln . So manche
Stunde Freizeit hat dies gekostet , hun¬
derte von Meter Wasserrohr mußten
gelegt werden , Obstbäume sind ge¬
pflanzt worden . Jetzt , ausgerechnet in
der größten Notzeit , kommt da&_ Do¬
mänenamt Heidelberg und will den
Kleingärtnern das Gelände wieder
wegnehmen . Irgend ein Fuhrunterneh¬
mer und ein Druckereibesitzer wollen
dort bauen . Als ob es in Mannheim
nicht gfenug brachliegendes Gelände
gäbe * ganz abgesehen davon , daß das
wenige . Baumaterial , das wir zur Ver¬
fügung haben , zur Wiederherstellung
geschädigter Gebäude dringend not¬
wendig gebraucht wird . Dutzende von
Menschen sollen die Möglichkeit , sich
im Kleingarten zusätzliche Nahrungs¬
mittel zu pflanzen , verlieren , weil
irgendwelche Herrschaften schnell ihr
Geld wertbeständig anlegen wollen .

Es muß erwartet , werden , dati die
Kündigung des Gartengeländes wieder
rückgängig gemacht und daß die Ge¬
nehmigung für Neubauten auf diesem
Gelände von seiten der Stadtverwal¬
tung nicht gegeben wird .

Die Zeitschriften der SED
. -Neuerdings können die Zeitschriften
der SED „Einheit “, theoretische -Zeit¬
schrift des wissenschaftlichen Sozialis¬
mus , und „Neuer Weg“, Monatsschrift
für aktuelle Fragen der Arbeiterbe¬
wegung , auch bei uns im Westen
Deutschlands durch die Post bezogen
werden . Die Bestellung wird an» Post¬
schalter aufgegeben und der Briefträ¬
ger bringt die Zeitschriften regelmäßig
Ins Haus und zieht vierteljährlich die
Bezugsgebühr rin - Diese Möglichkeit
einer bequemen und regelmäßigen Be¬
lieferung wird wohl von vielen tn An¬
spruch genommen werden .

Für unsere Stadtratsfraktion su¬
chen wir die Badische Gemeinde *
ordnumg 1S2L Wir erbitten Ange¬
bote an das Sekretariat der Stadt¬
ratsfraktion , Mannheim , S S, 18.
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Nach 1945 ist immer
wieder und zum
Jahreswechsel im
besonderen • Maße
der vielen hundert¬
tausend Männer ge¬

dacht worden , die als Angehörige der
hitlerischen Invasionsarmee in den
einzelnen Ländern als Arbeitskräfte -in
Industrie und Landwirtschaft einen
Teil der deutschen Schuld im Wieder¬
aufbau der dort zerstörten Gebiete
und der Wirtschaft abtragen . Niemand
wird bestreiten wollen, daß diese
Menschen durch die nun jahrelange
Trennung von Angehörigen und ihren
Familien einer seelischen Belastung
unterworfen sind, welche weit über
das Maß des Erträglichen für den Ein¬
zelnen geht. Hier Schuld und Sühne
in ein verständliches Maß und Ver-
hältnis zu bringen wird niemand ge¬

lingen . Soweit diese Männer durch
ihre Arbeitsleistung und den Willen
zur Wiedergutmachung dazu beige¬
tragen haben , die Atmosphäre des Has¬
ses der Nachbarvölker zu Deutschland
abklingen zu lassen, insoweit haben sie
einen wertvollen Beitrag zur fried¬
lichen Entwicklung der europäischen
Völker geleistet . Wenn nun das Jahr
1948 das Jahr ihrer endgültigen Heim-

aus der Sowjetunion nach 1933, den¬
noch die deutschen Kriegstreiber 1943
nicht schützen konnte vor dem Zuge¬
ständnis : .Wir waren über das wirk¬
liche Wirtschaftspotential der Sowjets
ungenügend Informiert T“

Warum spricht man nicht davon , daß
besser abzulenken von der eigenen di® PWs 4n '̂ eS rpt??,,*n den brätis* ®p
Schuld, die unbestreitbar ist Die Lagern „seelisch völlig zusammenbre -
Heimkehrer aus der Sowjetunion wer-

1948 - Das Jahr der Heimkehr unserer
Kriegsgefangenen

den eines Tages selbst sprechen ujid
sie Werden anders reden , als diesen
Hetzern lieb und angenehm ist. •

Warum spricht man nicht davon , daß
die in der Ostzone beheimateten
Kriegsgefangenen planmäßig und ab¬
sichtlich in ' den Entlassungslagern der
westlichen Länder zurückgehalten

eben, daß sie geisteskrank werden *,daß sie der großen Härte der Behand¬
lung unter „automatischem Arrest *
unterliegen und daß sie wegen ge¬
ringfügigster Vergehen hart bestraft
werden . (Aus einer Erklärung der evg.
Pfarrer ln Aegypten an den Länderrat
der US -Zone NZ . vom 12. 1 . 48) .

Zurüdegekehrt in ihre Heimat wer -
werden ? Daß den wenigen, wirklich den alle bisherigen Kriegsgefangenen
sehr kranken Heimkehrern nach der im Kreise ihrer Familien sehr bald
Ostzone seit jeher die größten Schwie- erkennen , wer die wahren Freunde
rigkeiten bereitet werden? Weshalb des Volkes, der Demokratie und des
werden die Heimkehrer , die in der Fortschrittes sind. Sie werden durch
Ostzone beheimatet sind, beim Ueber- ihr Leid und ihre Erfahrungen sich
tritt der zonalen Grenzen in beson- bekennen zu einer friedlichen Entwidc-
dere Auffanglager geleitet und Ihnen lung eines einigen , gesamtdeutschen
dort nach bestimmten Gesichtspunkten Reiches und in der Verstärkung der
Fragen vorgelegt, die an ein Verfah- fortschrittlichen Kräfte helfen , ■ allen
ren erinnern , welches, schon einmal Kriegstreibern und -hetzem das
angewandt bei all den^ Rückkehrern Handwerk zu legen. —xy—.

Um die neue deutsche Schule
LeifPferkonfereni der Arbeitsgemeinschaft SEP-KPD- In Hannover

Zum Jahresbeginn trafen sich in schule, beizubehalten . Eine bemer -
Hannover Vertreter der kommu- kenäwerte Ausnahme macht Hamburg ,nistischen Lehrerschaft tnit Pädagogen wo einige Chancen für die Einführungkehr zu ihren Familien wird , dann der Ostzone, um ihre Erfahrungen aus- einer 6jährigen Grundschule gegen¬wird damit ein Kapitel der Naziherr - zutauschen und einen Ueberblick über wärtlg noch zu bestehen scheinen .Schaft und der deutschen imperialisti - die schulpolitische Situation Deutsch- Auch in Württemberg -Baden fehlt essehen Invasion sein Ende gefunden lands zu gewinnen . Unzweifelhaft ging nicht an Versuchen , den zunächst als

haben . Die sowjetische, englische, fran - aus der Aussprache hervor , daß die Diskussionsgrundlage anerkannten Ent-
zösische und jugoslawische Regierung Ostzone, einschließlich Berlin , auf die- wurf des Kultministeriums zu verwäs -
haben bereits bindende Zusagen der sem für die Entwicldung des jungen sern . So spricht Ministerialdirektor
endgültigen Entlassung ihrer Kriegs- deutschen Menschen so entscheiden- Dr. Franz in seinem Bericht über das
gefangenen entsprechend den Mos- den Gebiet allen anderen Tellen Ergebnis der Länderratsbesprechungenkauer Vereinbarungen der Außennai- Deutschlands weit voraus ist. schon nicht mehr von der in fünf Zü-
nister gegeben. Die 8jährige Grundschule , deren Ein- gen gegliederten Mittelstufe , die der

Die in den Nachkriegsjahren immer heitlichkeit durch ihre vorbildliche Or- entscheidende Teil der gesamten Schul¬
stärker einsetzende und im vergan - ganlsation in allen Teilen der sowje- reform Ist, sondern scheidet die sogen.tischen Zone gesichert ist - von noch allgemeine Schule (lies Volksschule)vorhandenen Schwierigkeiten materiel - von der „Studienschule ". Die gemein¬ter Natur abgesehen - gibt die Gewähr , samen Kernfächer sind dort nur noch

daß mit Lernmittelfreiheit und an- Religion, Singen, Zeichnen und Sport ,
gemessener Erziehungsbeihilfe wirk - Es Überschreitet den Rahmen dieserlieh jedem jungen Menschen die Ausführungen , auf Einzelheiten ein-

„„ gleiche Chance des Aufstiegs geboten zugehen . Es ist an der Zeit , daß die
der

^
Moskauer Konferenz gegeben und Ausreichende Uebergangsmöglich- württembergisch -badlsche Lehrerschaft

von deutschen verantwortlichen Stel- kelten sichern auch den Spätbegabun- ein nicht zu überhörendes Wort in ei¬
ten in der Westzone bestattet wurde _ 8en das Hinüberwechseln zu den die gener Sache spricht . Ebenso ist es
diese Hetze wird au* mit dem letzten geistigen Berufe vorbereitenden Zü- Pflicht der Eltern , sich mehr als bls-
Ifcimkehrer nicht verstummen . Man gen de;f Oberschule , während der her dieser bedeutsamen Frage zu¬
braucht die Lüge und Verleumdung Praktische Zug sowohl die direkt zur zuwenden und die fortschrittlichen
um den Bestand der sozialistischen Hochschulreife führenden Klassen hat , Kräfte ln ihrem Bemühen zu unter -

als auch aus den Berufsschulklassen stützen . Die kommunistischen Lehrer
Uebergangsmöglichkeiten zur Hoch- haben In Hannover ihren Standpunkt

Länder zu diffamieren , um desto k?®4®4- , formuliert . Sie und mit ihr die Kom-
Geigenuber diesem in seinen Auswir- munistlsche Partei werden unter Wah-

- i .. . . . i. i.n i ■ kungen nicht zu überschätzenden Fort - rung ihrer grundsätzlichen Auflassungschritt , der die seit fast 100 Jahren ge- von Trennung von Schule und KircheExport und Import hegten kühnsten Träume aller fort- und 8jähriger Grundschule jede Lö-
schrittlichen Lehrer erfüllt und z. T. sung unterstützen , die gegenüber demübertrifft , bietet der Westen Deutsch- bisherigen , dte KWnprivilegien4 ^ tädtt " lands «chulP<>litisch ein betrübliches schützenden Zustand einen Schritt vor-2 £ “ Abbild *®in®r ökonomisch-politischen wärts bedeutet

^ HV7gt Zerrissenheit . Insgesamt gesehen tun dte Reformertrotzdwn trafen wte die HVZ vom Die „Neue Zeitung" vom 12. Januar der vereinigten Westzonen (Bremend- J - hat Zustand, soweit et die und ät gewissem Abstand Hessen
SS « US-Zone betrifft , zur Genüge gekenn- seien ausgenommen) sich recht schwer ,

t zeichnet . Von der englischen Zone ist den Geist der Kontrollratsdirektive
ti^f2 lk“ “*ch® zu sagen ’ daß sie durchweg « och weit Nr . 54 in ihren Vorschlägen erkennen
JS'nnni kmoI * hlnfcer d®r amerikanischen zurückliegt zu lassen . Das in Kürze erwartete™ * K°]dt s -aUS,„^ merl^ w

, „ ,®a <von Bayern abgesehen, das eine un- Treffen aller deutschen Erziehungs -
» if ^ ar<

K
t’ w,®re interessant zu wis- rühmliche Sonderstellung einnimmt ), minister in Stuttgart muß diese Direfc -1 fur d4e amerikanische Ueberall machen sich starke Bestre- tive zur Grundlage der BesprechungenKohle genau so wenig bezahlen mus- bungen kirchlicher Kreise bemerkbar , machen . Die Erfüllung der darin nie -

. *5? ’ '£le
v.

" lrJ ur * e.„exp« t,erte -?0}14' di® Schule konfessionell aufzuspalten , dergelegten Forderungen der” ' Besat-' **Te Huhrkohle erhalten . Dann würden den gesamten Unterricht unter Christ- zungsmächte Ist das mindeste , was
1 hesummt auch begreifen , warum . lichem (lies kirchlichem ) Führungs - jeder wahrhaft demokratische Deut¬

en zu3g.eTe(i \net Eulen nach Athen anspruch zu gestalten und die 4jährige sehe «erwartet .* . L . . W . Boepple , M . d . L .

genenJahre kaum mehr zu überbietende
Hetze mit den Kriegsgefangenen in
der Sowjetunion — wir erinnern nur

• an die schamlose Behauptung von den' über 3K Millionen Kriegsgefangenen
in der Sowjeunion und der tatsäch¬lichen Zahl, wie sie von Molotow auf

Sowjetunion in den Augen der werk¬
tätigen Massen der kapitalistischen

- —- e - - * - - - - «UMpSUVU (>u SVätailiCU UUU Ute tjauug «! ©der Kaugummi nach New York trägt Grundschule , d . h . die alte Volks

£)er einige Hintermann - der JHonopolfiapjlalisi
Zeichnung : Georg Wilke

hmr

- Welches Einheit *,
I vom Kommiß erzwungen ,Bracht nicht die Freiheit ,1die das Volk besungen ;thenn dafür sorgt — derUtann im Hintergrund !

Ke war sein Leitspruch ,daß antideutschen Wesen “
Sollt 1 radikal die ganzeWelt genesenlSo braucht er es — der
Mann tm Hintergrund !

Der „Dolchstoß“ hat den
Sieg Ihm hintertrieben :
Der Kaiser ging — die

Generale blieben .Und wer blieb noch? Der
Kama Im Hintergrund !

Hier paart sich Wahn¬
sinn, Machtgier u. Ver¬

brechen ;
DerArbeltstnann soll nundie Rechnung blechen .Und nidtt etwa — der

m Hintergrund !

Ans Hakenkreuz war un¬
ser Volk geschlagen ;
Soll es ln Zukunft die¬
ses Zeichen tragen !
Nein ! Deshalb weg — Du
Mann ha Hintergrund !

Lux .

Genosse Huth gestorben
Die Ortsgruppe der Kommunistische«*

Partei Deutschlands in Ketsch hat di*
schmerzliche Pflicht, das Ableben de*
verdienten Genossen Huth zur Kennte
nis zu bringen.

Genosse Huth wurde im Jahre 1873
geboren. Mit 17 Jahren trat er der
Sozialdemokratischen Partei Deutsch¬
lands bei und war stets ein aufrechter
Kämpfer der Arbeiterklasse .Als Mitbegründer der Ortsgruppe
der KPD in Ketsch und aktiver Ge¬
werkschaftsfunktionär wurde er in
weitesten Kreisen der Arbeiterschaft
bekannt und beliebt.

Die Kommunistische Partei verliert
in ihm einen aktiven Funktionär ,einen guten Kameraden und einen
vorbildlichen Genossen.

Am Sonntag , dem 25 . Januar 1948,findet die, Beisetzung der Asche statt .
Die Leidtragenden , all seine Freunde
und Genossen treffen sich um 14 Uhr
am Rathaus Ketsch. Die Kommuni¬
stische Partei bittet um zahlreiche
Beteiligung.

Motorisierte Einbrecher bei dev Arbeit
Polizist als „Schmierensteher“

In der Nacht vom 13. 1. hatte die Le¬
bensmittelgroßhandlung Theiß, Mann¬
heim , Alphornstraße , unangenehme
Besucher. Elnê gut organisierte Ein¬
brecherbande nahm eine Revision
ihres Lagers vor, die- an Gründlichkeit
nichts zu wünschen übrig ließ und dem
Städtischen Ernährungsamt für ähn¬
liche Anlässe zum Vorbild dienen
könnte . Schon um 11 Uhr fielen einige
junge Kerle auf, die sich in der Nach¬
barschaft der Lebensmittelhandluiig
herumtrieben . Auch ein Verkehrspoli¬
zist stand in der Nähe und beobachtete
mit großem Interesse und bewun¬
derungswürdiger Geduld das Gelände.
Ungefähr um 12 Uhr ging die Bande
an die Arbeit. Nachdem sie eine
Scheibe des Lagers aufgestoßen hatte ,
sprengte sie von innen das Schloß und
lud seelenruhig die kostbare Diebes¬
beute , bestehend aus größeren Men¬
gen Zucker , Maccaronis, Haferflocken,Marmelade etc. auf ein bereitstehen¬
des Personenauto . Die Bande machte
mindestens 2 Fahrten , es können aber
auch 3 gewesen sein, bevor sie von der
inzwischen aufmerksam gewordenen
Polizei festgenommen werden konnte
Nur dem „interessierten * Verkehrs¬
polizisten gelang es , vorläufig zu ent¬
kommen . Bald jedoch konnte auch der
identifiziert werden und er gesellte
sich zu seinen „Spießgesellen“ ,, für die
er die Rolle eines „Schmierenstehers“
übernommen hatte .

Der Polizei kann man für ihr rasches
und entschlossenes Eingreifen nur „gra¬
tulieren .

Es wäre aber doch angebracht , wenn
man bei der Einstellung von Polizisten
(es handelt sich bei dem verhafteten
Verkehrspolizisten um einen noch nicht
lange im Dienst befindlichen Hilfs¬
beamten ) größere Vorsicht walten las¬
sen würde . Es gibt viele Antifa¬
schisten , die moralisch einwandfrei
sind und gerne bereit wären , am Auf¬
bau einer demokratischen Schutzpoli¬
zei mitzuarbeiten .

Wohnungsinhaber betätigt sieh als
Vandale

Der Lindenhof ist bekanntlich der
meistzerstörte Stadtteil Mannheims.
Man könnte schon deswegen annehmen,daß alle Schichten der Bevölkerung
dieses Stadtteils ihr möglichstes tun
würden , um die krasse Wohnungsnot
zu beseitigen . Daß das nicht so ist, be¬
weist folgender Zwischenfall:

Das Wohnungsamt Mannheim war
gezwungen , eine in einer einsturzge¬
fährdeten Behausung wohnende Fa¬
milie in einem Zimmer des Gebäudes
Pfalzplatz 9 unterzubringen . Bevor
jedoch die betreffende Familie in den
vorgesehenen Raum einziehen konnte ,
zerstörte der Hauptmieter diesen voll¬
kommen . Das Wohnungsamt hat gegen
diesen rücksichtslosen Patron Anzeige
bei der Staatsanwaltschaft erstattet .
Es bleibt nur zu hoffen , daß dieser Ver¬
brecher seiner gerechten Strafe nicht
entgehen wird und daß man nicht aus
irgendwelchen formalen Gründen das
Verfahren einstellt .
Herausgeber : Kommunistische Partei
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